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Vorwort zur 3. Auflage 
 
 
 
 
 
 
Politische Kommunikation ist keine Erfindung der Mediengesellschaft. Zu allen 
Zeiten wurde Politik nicht nur ‚gemacht‘, sondern auch vermittelt, wurden 
Macht und Herrschaft mit Hilfe der jeweils zur Verfügung stehenden Kommuni-
kationsmedien ausgeübt. Dabei reicht die Palette der Instrumentarien von der 
klassischen Rhetorik, die noch mit Politik gleichgesetzt wurde, bis hin zu den 
modernen Massenmedien und dem Internet.  

Die Vorstellung, Politik sei „pur“, also ohne Kommunikation zu haben, ge-
hört zu den politischen Lebenslügen obrigkeitsstaatlicher und technokratischer 
Politikvorstellungen. In der aufgeregten medienöffentlichen Kritik am Politikbe-
trieb, auch in einigen populären Publikationen, kann man einen ähnlichen Tenor 
feststellen. Danach erschöpfe sich Politik in Inszenierung und Politainment und 
verkomme zu einem mediokratischen Geschehen. Das könnte dem alten Miss-
verständnis neue Nahrung geben, Politik sei auch ohne Kommunikation als Voll-
zug sachlogischer Gegebenheiten denkbar. Kommunikation aber ist nicht Ap-
pendix, sondern Bestandteil von Politik selbst.  

In der Demokratie ist Politik zustimmungsabhängig und deshalb begrün-
dungspflichtig. Politischer Kommunikation kommt deshalb die Aufgabe zu, Bür-
gerinnen und Bürger zu informieren und zu überzeugen. Dabei stellt sich die 
Frage, ob Deutschland über adäquate institutionelle und mediale Voraussetzungen 
verfügt. Dass Politik unter Dauerbeobachtung der Medien steht, ist zwar nicht 
neu. Doch seit dem Wechsel vom „Treibhaus“ (Koeppen) der beschaulichen 
‚Bonner Republik‘ zum hektischeren Treiben der ‚Berliner Republik‘ fordert der 
Medienbetrieb in Deutschland seinen Tribut. So wächst im schärfer gewordenen 
Kampf um Aufmerksamkeit die Bereitschaft, notfalls auch professionelle Spielre-
geln des politischen Journalismus zu verletzen. Zugleich begünstigen das Aufwei-
chen politisch-weltanschaulicher Koordinatensysteme und der Verlust von ent-
sprechenden Bindungen den Zwang zur permanenten Organisation von Zustim-
mung. Damit stehen politische Akteure in der Versuchung, einer stimmungsde-
mokratischen Legitimation des Augenblicks zu erliegen: durch Populismus und 
Opportunismus sowie durch Umgehung demokratischer Institutionen zu Gunsten 
direkter Ansprache des Medienpublikums. Institutionell vermittelte Legitimation 
verliert an Gewicht, während Medien und Mediales in den Vordergrund treten. 
Deshalb nimmt die Legitimationsempfindlichkeit von Politik zu. 
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Nun hat sich die politische Kommunikationsforschung in den vergangenen 
Jahrzehnten in Deutschland auch mit diesen Fragen beschäftigt. Sie wurde zu 
einem produktiven Forschungszweig innerhalb der Publizistik- und Kommunika-
tionswissenschaft, der politischen Soziologie und der Politikwissenschaft. Dabei 
sind im Zuge stark sozialwissenschaftlicher Orientierung die Grenzen zwischen 
diesen Disziplinen fließend geworden. Die interdisziplinäre Ausrichtung hat 
einerseits zu Erkenntnisfortschritten geführt, vor allem was die Klärung kausaler 
Zusammenhänge anbelangt. Sie hat andererseits aber auch begünstigt, dass spe-
zifisch politikwissenschaftliche – auch normative – Fragen oft nicht mehr ge-
stellt werden. Mag dies die Folge einer Konzentration auf das medienöffentliche 
Politikbild bzw. auf empirisch beforschbare, spezielle Ausschnitte politischer 
Prozesse sein, so gilt es in diesem Buch umso mehr auf politische und demokra-
tietheoretische Problemstellungen in Verbindung mit institutionellen Kontexten 
des politischen Systems in Deutschland zu achten.  

Unbeschadet der Notwendigkeit, im Wege von Grundlagenforschung ggf. 
auch interkulturell und systemunabhängig gültige Mechanismen und Wirkungen 
von Kommunikation vor allem auf der Mikroebene zu untersuchen, wird in 
diesem Buch eine andere Forschungsstrategie verfolgt. Hier wird davon ausge-
gangen, dass politische Kommunikation stets kontextabhängig ist. Akteure 
verfügen in der politischen Kommunikation aufgrund der jeweiligen institutio-
nellen Bedingungen über spezifische Handlungsmöglichkeiten. In einem parla-
mentarischen Regierungssystem mit Kanzlerhegemonie ergeben sich dabei 
andere Handlungskorridore als in einer präsidentiellen oder semipräsidentiellen 
Demokratie. Bei aller verdienstvollen Suche nach intersubjektiv überprüfbaren, 
möglicherweise system-, gesellschafts- und politikunabhängigen Gesetzmäßig-
keiten in der Präsentation und Rezeption von Politik stellt das Buch deshalb 
einen engen Bezug zu den politisch-institutionellen und politisch-kulturellen 
Kontextbedingungen in Deutschland her. Insofern kann man den Band über 
weite Strecken (insb. Teil 3) auch als eine Auseinandersetzung mit dem politi-
schen System der Bundesrepublik Deutschland unter einer speziellen, politisch-
kommunikativen Perspektive lesen.  

Das Buch konzentriert sich nach den Kapiteln zur begrifflichen Grundlegung 
(Teil 1) sowie zur demokratie- und kommunikationstheoretischen sowie zu funkti-
onalen Fragen politischer Kommunikation (Teil 2) auf zentrale Akteure und auf 
Strategieprobleme im politischen System Deutschlands (Teil 3). Damit für den 
selektiv interessierten Leser die isolierte Lektüre der Kapitel möglich ist, wurden 
vereinzelte Überschneidungen ausdrücklich beibehalten. Zugleich versteht sich der 
Band aber auch als systematische Auseinandersetzung mit der politischen Kom-
munikation im demokratischen System. Dabei kommt, wie in zahlreichen früheren 
Arbeiten des Verfassers zur Politikvermittlung und politischen Kommunikation 
auch, mehr die Akteurs- als die Publikumsperspektive in den Blick. 
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Soweit dieser Band frühere, in Fachzeitschriften und Sammelwerken verstreu-
te Studien des Verfassers aufgreift, erfolgte eine Aktualisierung und systematische 
Einordnung. Für die 3. Auflage wurde das Buch erweitert und in Teilen überarbei-
tet. Die Erweiterung betrifft vor allem neue Abschnitte, die sich mit der öffentlich-
keitstheoretischen und -praktischen Bedeutung von Onlinekommunikation be-
schäftigen. Hinzu kommt ein neues Abschlusskapitel zu Strategieentwicklung und 
–vermittlung als Kommunikationsproblem. Moderat überarbeitet wurden neben 
dem Kapitel zur symbolischen Politik auch Teile, die sich mit Fragen des Regie-
rungsstils und mit kommunikativen Aspekten des Regierens beschäftigen.  

War die politische Kommunikationsforschung lange Zeit ein eher exotisches 
Arbeitsfeld, so hat sich dies inzwischen geändert. Das erfreulich starke Interesse an 
Fragen politischer Kommunikation zeigt sich auch darin, dass die 2. Auflage dieses 
Buches bereits nach zwei Jahren vergriffen war. Freilich besteht zwischen dem 
hohen studentischen Interesse und dem universitären Institutionalisierungsgrad der 
politischen Kommunikationsforschung eine deutliche Diskrepanz. Zudem haben 
der wissenschaftliche Fortschritt und die zunehmende Spezialisierung der For-
schungsperspektiven ihren Preis. So verstärkt sich der Eindruck, dass sich weite 
Teile der kommunikationswissenschaftlichen Forschung von politikwissenschaftli-
chen, insbesondere demokratietheoretischen und politisch-institutionellen, Kern-
fragen mehr und mehr entfernen. Dies hängt wohl auch damit zusammen, dass sich 
die einschlägige Forschung, inzwischen stark kommunikationswissenschaftlich 
beeinflusst, nahezu ausschließlich auf medienadressierte Kommunikationsprozesse 
konzentriert. Formelle und informelle Kommunikation im Kontext politischer 
Institutionen kommt dabei kaum in den Blick. Die nicht aufzulösende Verbindung 
von „Darstellungspolitik“ und „Entscheidungspolitik“ einmal mehr deutlich zu 
machen, ist deshalb ein mit diesem Buch verbundenes Anliegen. 

Die erste Auflage des Buches hatte eine lange Inkubationszeit. Danken 
möchte ich vor allem den Studentinnen und Studenten sowie den Mitarbeitern 
und wissenschaftlichen Hilfskräften, die ich zunächst an der Universität und an 
der Pädagogischen Hochschule in Kiel, später dann an der Universität Koblenz-
Landau und im Verlaufe eines Gastsemesters am IPMZ der Universität Zürich 
mit Fragen politischer Kommunikation konfrontiert habe. Viele Ideen sind im 
Rahmen von Gastvorträgen und Tagungen erstmals diskutiert worden. Kluge 
Ratschläge und kritische Nachfragen zur ersten Auflage verdanke ich Manfred 
Müller bei gelegentlichen Aufenthalten in Alaró/Mallorca. Gewidmet ist das 
Buch aber meiner Frau Hanne, die mein Interesse an Fragen der Politikvermitt-
lung und politischen Kommunikation immer wieder durch kritischen Rat und 
geschicktes Familienmanagement zu erden wusste. 
 
Landau i.d.Pfalz, im Herbst 2010       Ulrich Sarcinelli 
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Kommunikationspolitik 

 
 
1 Politische Kommunikation in der deutschen 

Politikwissenschaft – akademischer Appendix oder 
mehr? 

1 Politische Kommunikation in der deutschen Politikwissenschaft 
 
1.1 Politische Kommunikation als Begriff und als Forschungsgegenstand 
 
Das Interesse an politischer Kommunikation beschränkt sich nicht auf den aka-
demischen Bereich. Auch im außerwissenschaftlichen Diskurs ist politische 
Kommunikation ein immer wieder lebhaft diskutiertes Thema. Das gilt etwa für 
die alltagssprachliche Rede von der „Mediendemokratie“ oder auch für die Ver-
suche, spezifische Bedingungen politischen Handelns in der „Mediengesell-
schaft“ zu beschreiben. Mit dem nicht selten eher metaphorischen Gebrauch 
dieser populären Begriffe verbindet sich nicht nur die Einschätzung, dass öffent-
liche Kommunikation für die Produktion und Durchsetzung kollektiv verbindli-
cher Entscheidungen von großer Bedeutung sind. Popularisiert wird damit auch 
„die Vorstellung einer von den Medien getriebenen Demokratie. Danach scheint 
für die Beteiligten längst entschieden, was in der Wissenschaft noch zurückhal-
tend und durchaus kontrovers diskutiert wird“ (Marcinkowski 2007: 97), näm-
lich das Wechselverhältnis von Medien und Politik.  

Kommunikation im Kontext von Politik ist nicht und war nie lediglich ein 
Ausdrucks- und Verständigungsmittel. Weil politische Kommunikation mit der 
Durchsetzung einer bestimmten Sicht von Welt, mit Macht und Herrschaft also 
zu tun hat, sind Fragen politischer Kommunikation immer auch von öffentlichem 
Interesse. Das gilt seit über politische Angelegenheiten in wissenschaftlicher 
Absicht reflektiert und über das Wesen des Politischen gestritten wird. Schon auf 
die weltgeschichtlich erste bürgerliche Gesellschaft, die griechische Polis, trifft 
diese enge Verbindung von Politik und Kommunikation zu. Hier entstand mit 
der Bildung einer politischen (Präsenz-)Öffentlichkeit erstmals die Notwendig-
keit, „in offener Rede und Auseinandersetzung zu überzeugen. Es kam also ent-
scheidend auf persönliche Autorität und Rhetorik an“ (Meier 1983: 263). „Öf-
fentliches Redenkönnen wurde in dieser ersten Demokratie als zivilisatorische 
Macht geschätzt, die Rhetorik als politische Führungskunst entwickelt und die 
rhetorikaffine Philosophie der Sophisten als Bildungsinstanz geachtet“ (Öster-

U. Sarcinelli, Politische Kommunikation in Deutschland, DOI 10.1007/ 978-3-531-93018-3_1,
© VS Verlag für Sozialwissenschaften | Springer Fachmedien Wiesbaden GmbH 2011
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reich 1994: 39). Unverkennbar sind die Anfänge der Demokratie als politischer 
Form mit der „excessive(n) Schätzung der Rede“ verbunden, die Nietzsche ein-
mal als „das größte Machtmittel inter pares“ (Nietzsche, zit. nach Österreich 
1994: 39) bezeichnet hat.  

Ob es also um die Rhetorik der Antike geht, in der politisches Handeln als un-
trennbare Verbindung von Politik und Kommunikation, ja Reden unmittelbar als 
politisches Handeln begriffen wurde, um die Handlungsanweisungen in mittelalter-
lichen Fürstenspiegeln oder um neuzeitliche Konzepte der Staats- und Herrschafts-
legitimation, um moderne demokratietheoretische Entwürfe oder um aktuelle Poli-
tikanalysen – vielfach vermischen sich politische und kommunika-tive Dimensio-
nen in einer Weise, dass eine Trennung zwischen Politik und Kommunikation 
erschwert wird und oft auch gar nicht sinnvoll erscheint (vgl. Münkler/Llanque 
1998). Folgt man Hannah Arendts neorepublikanischem Politikverständnis, dann 
ist die „prinzipielle Scheidung von Reden und Handeln nicht statthaft“, weil „Re-
den selbst als eine Art Handeln“ (Arendt 1993: 48) aufgefasst werden muss. 

Hinzu kommt, dass im Zeitalter nahezu allgegenwärtiger Massenmedien Poli-
tik mehr denn je auf die Erzeugung publizistischer Resonanz angelegt ist. Dafür 
aber interessieren sich wiederum die an der politischen Kommunikation Beteilig-
ten, seien es die im Mediensystem selbst Tätigen oder seien es politische Akteure. 
Politische Akteure beobachten das eigene Handeln und das anderer politischer 
Akteure im Spiegel der Medien. Ebenso nehmen Medien das politische Geschehen 
nicht nur unmittelbar, sondern in hohem Maße auch medienvermittelt wahr: Me-
dien beobachten Medien! Insofern ist politische Kommunikation zunächst einmal 
ein politisch-publizistischer Resonanzraum mit wechselseitiger Beobachtung der 
am Kommunikationsprozess beteiligten politischen und medialen Akteure.  

Für die Demokratie als die auf Zustimmung angewiesene politische Ord-
nungsform und für Politik als komplexes Regelungssystem für die Herstellung 
kollektiv verbindlicher Entscheidungen stellt Kommunikation ein universales 
Strukturelement dar. Sie ist eine notwendige, keineswegs aber hinreichende 
Bedingung von Politik. Mit anderen Worten: Politik erschöpft sich nicht in 
Kommunikation. In weiten Teilen der Routinepolitik sowie in langen Phasen der 
politischen Problembearbeitung und internen Entscheidungsvorbereitung spielt 
das Kommunikative, jedenfalls die auf massenmediale Resonanz zielende Kom-
munikation, eine eher untergeordnete Rolle. Wo Politik aber öffentlich wird, vor 
allem in Phasen der Problemartikulation und dann auch der Politikentscheidung, 
wird Kommunikation dominant. In diesen Phasen entscheidet politische Kom-
munikation darüber, ob ein Thema auf die Tagesordnung kommt oder ob eine 
politische Entscheidung auf Akzeptanz stößt. In solchen Phasen verschmelzen 
Kommunikation und Politik zu einer ‚Legierung‘, deren ‚Grundstoffe‘ nicht 
immer ‚sauber‘ zu trennen sind.  
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Eine allgemein akzeptierte Definition von politischer Kommunikation sucht 
man nach wie vor vergeblich. Dies resultiert nicht allein aus der „Grenzenlosig-
keit und Hyperkomplexität“ des Untersuchungsgegenstandes politische Kommu-
nikation als soziales „Totalphänomen“ (Saxer 1998a: 22 und 28). Es hängt auch 
damit zusammen, dass sich unterschiedliche Wissenschaftsdisziplinen – neben 
der Politikwissenschaft vor allem die Publizistik- und Kommunikationswissen-
schaft, die Soziologie und Psychologie – auf der Basis je eigener theoretischer 
Ausgangspunkte und Erklärungsansätze, fachsystematischer Routinen, methodi-
scher Präferenzen und Untersuchungsinteressen mit politischer Kommunikation 
beschäftigen. Entsprechend unterschiedlich sind die Akzente, die trotz aller ge-
wünschten Interdisziplinarität und trotz eines unverkennbaren Trends zur ‚Ver-
sozialwissenschaftlichung‘ in den verschiedenen Disziplinen gesetzt werden.  

Doris Graber hat einen die verschiedenen Sichtweisen und Disziplinen ver-
bindenden Definitionsvorschlag gemacht. Danach beschäftigt sich politische 
Kommunikation mit der Produktion, Mitteilung und Verbreitung von Kommuni-
kationsbotschaften, die das Potential haben, substantiell – direkt oder indirekt – 
Effekte auf den politischen Prozess auszuüben. Vor allem medienvermittelter 
Kommunikation wird eine solche Wirkungsmacht zugetraut. Dabei kommen als 
Sender entsprechender Botschaften insbesondere publizistische Organisationen 
in Betracht, aber auch Politiker, Interessenvertreter oder einfache Bürger, wenn 
sie über die Medien ein möglichst breites Publikum zu erreichen versuchen (vgl. 
Graber 2005: 479).  

Es sollte nicht verwundern, wenn in den weiteren Kapiteln dieses Buches 
immer wieder spezifisch politikwissenschaftliche Sichtweisen, Begrifflichkeiten, 
Kategorien und Bezugsgrößen erkennbar und demokratietheoretische sowie 
politisch-institutionelle Interessen mit politik- und kommunikationssoziologi-
schen Problemstellungen und Befunden verknüpft werden. Damit soll ausdrück-
lich ein Gegenakzent zum angloamerikanischen Mainstream der politischen 
Kommunikationsforschung gesetzt werden, der vor allem auf individualistische 
Wirkungsaspekte setzt und strukturelle Effekte, d.h. spezifisch institutionelle 
Kontextbedingungen politischer Kommunikation vernachlässigt. Der Band the-
matisiert insofern auch nicht bzw. nur am Rande die mit der Veränderung von 
Wissen, Denken, Meinen und Handeln von Bürgern verbundenen Medieneffekte. 
Dass die politische Kommunikation auf der Makro- und Mesoebene und auch 
mehr das Handeln von Akteuren als die Wirkungen politischer Kommunikation 
auf der Ebene der Bürger, der Mikroebene also, in den Blick genommen wird, 
hat nicht nur mit wissenschaftsbiographischen Merkmalen des Verfassers zu tun. 
Es entspricht durchaus auch einem genuin politikwissenschaftlichen Erkenntnis-
interesse.  

Natürlich ist inzwischen unstrittig, dass auch die politikorientierte kommuni-
kationswissenschaftliche Forschung „am besten bei einer zu verschiedenen akade-
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mischen Disziplinen offenen Orientierung gedeiht“ (Kaase/Schulz 1989: 10) und 
dass die disziplinären Konturen angesichts der unverkennbaren „Versozialwissen-
schaftlichung“ (ebenda) verschwimmen. Vielleicht ist gerade dies aber ein Grund 
dafür, dass sich die politische Kommunikationforschung in der Politikwissenschaft 
schwerer als in der Publizistik- oder Kommunikationswissenschaft innerdisziplinär 
etablieren lässt und in der deutschen Politikwissenschaft trotz einer bemerkenswer-
ten Produktivität nach wie vor ein Schattendasein fristet. Die interdisziplinäre 
Ausrichtung der politischen Kommunikationsforschung sollte deshalb auch nicht 
als Rechtfertigung dafür herhalten, dass zentrale politikwissenschaftliche Fragen 
im Zusammenhang mit politischer Kommunikation nicht bzw. nicht mehr gestellt 
werden. Denn zutreffend ist: „Eine klare Vorstellung von dem, was eine spezifisch 
politikwissenschaftliche Kommunikationsforschung zu den Kernfragen der Poli-
tikwissenschaft beizutragen hat und womit sie sich überhaupt beschäftigt, konnte 
im Fach bisher nicht etabliert werden“ (Marcinkowski 2002: 238). Marcinkowski 
verbindet seine Diagnose zum Forschungsdefizit dann mit dem Vorschlag, Kom-
munikation „nicht als Teilbereich von Politik und auch nicht als eine Dimension“, 
sondern als ihren „zentrale(n) Operationsmodus“ (ebenda) zu verstehen. Dabei 
eigne sich politische Öffentlichkeit als „Leitbegriff einer politikwissenschaftlichen 
Kommunikationsforschung“ (ebenda: 248), weil sich zwischen den Kategorien 
„Öffentlichkeit“ und „politische Kommunikation“ aus dem unüberschaubaren 
Universum ein gut erfassbarer und bearbeitbarer Bestand an Kommunikationen 
identifizieren lasse, der auf seine Bedeutung für den politischen Prozess abgeklopft 
werden müsse (vgl. Abb. 1).  

Explizit werden die Schwierigkeiten einer präzisen Umschreibung des For-
schungsgegenstandes politische Kommunikation auch in der Definition von 
Jarren und Donges: „Politische Kommunikation ist der zentrale Mechanismus 
bei der Formulierung, Aggregation, Herstellung und Durchsetzung kollektiv 
bindender Entscheidungen – und somit kaum von Politik zu trennen“ (Jar-
ren/Donges 2002a: 42). Das geht dann weit über Marcinkowskis Eingrenzung 
des Forschungsfeldes der politischen Kommunikationsforschung hinaus und 
fragt eben nicht nur „nach den Voraussetzungen, Inhalten und Folgen von prin-
zipiell frei zugänglicher Kommunikation über alle Angelegenheiten von öffentli-
chem Belang“ (Marcinkowski 2002: 244).  
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Abbildung 1: Zusammenhang der Begriffe „Öffentlichkeit“, „Politische 
Kommunikation“ und „Politische Öffentlichkeit“ 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Quelle: Marcinkowski 2002: 246 (Pfeile in der Mitte ergänzt durch den Verfasser) 
 
 
1.2 Zur politikwissenschaftlichen Kommunikationsforschung in 

Deutschland 
 
Was die Stellung der politischen Kommunikationsforschung in der deutschen 
Politikwissenschaft anbelangt, so wurden über die Jahre hinweg immer wieder 
Zwischenbilanzen mit Hinweisen zu Forschungsdefiziten veröffentlicht. Nach 
einem frühen Beitrag „Zum Stand der politikwissenschaftlich relevanten Mas-
senkommunikationsforschung in der Bundesrepublik Deutschland“ von Heribert 
Schatz (1978) hat Max Kaase noch 1986 in seinem viel zitierten Aufsatz zum 
Thema „Massenkommunikation und politischer Prozeß“ die auch von Schatz 
schon festgestellte Ignoranz der Politikwissenschaft gegenüber dem Feld der 
Massenkommunikation als „erklärungsbedürftige(n) Befund“ (Kaase 1986: 359) 
bezeichnet und zugleich hellsichtige, auch heute zum Teil noch hilfreiche Diag-
nosen angeboten sowie Entwicklungslinien aufgezeigt. Im gleichen Jahr hat 
wiederum Max Kaase zusammen mit Wolfgang Langenbucher zu Forschungs-
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stand und -defiziten der „Medienwirkungen auf Gesellschaft und Politik“ in der 
Enquete der Senatskommission für Wirkungsforschung Stellung genommen. Die 
Wirkungsforschung sei zu stark an Kurzfristwirkungen orientiert, „thematisch 
disparat, methodisch unbefriedigend und theoretisch unterdefiniert“ (Kaa-
se/Langenbucher 1986: 22). Schließlich wurde ein weiterer State of the Art-
Beitrag zur sozialwissenschaftlichen Massenkommunikationsforschung wieder-
um von Max Kaase im Sonderheft „Massenkommunikation“ der Kölner Zeit-
schrift für Soziologie und Sozialpsychologie im Jahr 1989 mit dem ausdrückli-
chen „Plädoyer für die Interdisziplinarität in der Forschung und für die Überwin-
dung der Fachgrenzen“ (Kaase 1989: 25) publiziert.  

Seit diesen forschungskritischen Zwischenbilanzen hat auch in Deutschland 
die Beschäftigung mit Fragen der Politikvermittlung und politischen Kommuni-
kation in Wissenschaft, Bildung und politischer Öffentlichkeit einen starken 
Aufschwung erfahren. Dafür entscheidend waren nicht zuletzt die dynamische 
Veränderung im Mediensystem selbst und die daraus resultierenden Bedingun-
gen für politische Kommunikation. Denn Politik hat sich zu allen Zeiten der 
Kommunikationsplattformen, -mittel und -strategien bedient, die in der jeweili-
gen historischen Situation zur Verfügung standen. Insofern haben die Fortschrit-
te in der Medientechnologie, die Expansion des Medienmarktes und der damit 
verbundene Funktionswandel (vgl. Kapitel 2 in diesem Band) wesentlich dazu 
beigetragen, dass auch die Beschäftigung mit dem Zusammenhang von Politik 
und Kommunikation an Intensität zugenommen hat. Das gilt für das publizisti-
sche Interesse eines sich selbst kontinuierlich beobachtenden politisch-medialen 
Beziehungsgeflechts nicht weniger als für die wissenschaftliche Auseinanderset-
zung mit politischer Kommunikation. Und spätestens wenn der Versuch unter-
nommen wird, ein Forschungsfeld in der Hand- oder Lehrbuchliteratur abzuste-
cken, kann von einer gewissen Etablierung ausgegangen werden. Das betrifft 
etwa das Handbuch zur „Politische(n) Kommunikation in der demokratischen 
Gesellschaft“ (Jarren/Sarcinelli/Saxer 1998), aber auch systematisch bilanzieren-
de und auflagenstark über die Bundeszentrale für politische Bildung verbreitete 
Reader, wie etwa der bereits 1987 publizierte Band „Politikvermittlung. Beiträge 
zur politischen Kommunikationskultur (Sarcinelli 1987a), das Buch „Politikver-
mittlung und Demokratie in der Mediengesellschaft“ (Sarcinelli 1998a), oder das 
zweibändige Lehrbuch zur „Politische(n) Kommunikation in der Mediengesell-
schaft“ von Jarren und Donges (2002 und 2006).  

Auch wenn auffällt, wie aktuell so manche früheren Ermahnungen, Kritiken 
und Hinweise auf Forschungsdefizite sind, so wird man heute sicherlich nicht 
mehr wie in der Wildenmann-Festschrift von 1986 von einem „dauerhafte(n) und 
nachhaltige(n) Desinteresse der Politikwissenschaft an Problemen der Massen-
kommunikation“ (Kaase 1986: 361) sprechen können. Die politische Kommuni-
kationsforschung hat sich in der deutschen Politikwissenschaft wenn nicht als ein 



1.2 Zur politikwissenschaftlichen Kommunikationsforschung in Deutschland 23 

Forschungszweig, so doch als eine produktive Forschungsnische etablieren kön-
nen, der sich zudem einer überdurchschnittlichen publizistischen Aufmerksamkeit 
ebenso wie eines besonderen studentischen Interesses erfreut. Dies gilt jedoch für 
die universitäre Lehre und für die Verankerung in den politikwissenschaftlichen 
Teildisziplinen nicht in gleicher Weise. Gemeinhin wird politische Kommunikati-
on der politischen Soziologie zugeordnet, als Teil eines innerdisziplinäres Teilge-
bietes wahrgenommen, aber nicht als eine Dimension bzw. als ein „Operations-
modus“ (Marcinkowski), von dem alle Teildisziplinen der Politikwissenschaft 
(Politische Theorie, Systemlehre und Vergleich politischer Systeme, Internationa-
le Beziehungen, Didaktik der Politik und politisches Lernen) betroffen sein kön-
nen. Unbeschadet des unbestreitbaren Bedeutungszuwachses von Kommunikation 
in der Politik ist es aufgrund des professionsinternen Beharrungsvermögens und 
einer verbreiteten Neigung, an tradierten curricularen Schwerpunkten festzuhal-
ten, in Deutschland durchaus noch möglich, sich im politikwissenschaftlichen 
Studium mit Gegenstandbereichen, Fragestellungen und Befunden politischer 
Kommunikationsforschung ausdrücklich nicht zu beschäftigen. Dass es aktuell 
immer noch auflagenstarke Lehrbücher zum politischen System der Bundesrepu-
blik Deutschland (vgl. z.B. von Beyme 2004, s. dagegen Marschall 2007: insb. 
83ff.) gibt, die ohne ein Kapitel zum Verhältnis von Politik und Medien auskom-
men, mag symptomatisch sein für dieses Defizit. Wie man heute allerdings ein 
zeitgemäßes Verständnis von nationaler oder internationaler Politik erwerben, die 
Funktionslogik demokratischer oder auch nichtdemokratischer Systeme durch-
schauen, zentrale demokratietheoretische Prinzipien begreifen oder das Handeln 
und Verhalten politischer Akteure verstehen soll, ohne eine präzisiere Vorstellung 
von den spezifischen politisch-kommunikativen Bedingungen zu haben, bleibt 
freilich schleierhaft. 

Insofern ist die Frage nicht ganz abwegig, ob der politischen Kommunikati-
on in der deutschen Politikwissenschaft nicht die Rolle eines akademischen Ap-
pendix zukommt? Von den Studierenden zwar sehr gefragt und interessiert auf-
genommen, in den universitären Curricula wie auch innerdisziplinär aber immer 
noch „randständig“, (Kaase/Schulz 1989: 9) ein Begriff, den Kaase und Schulz 
schon 1989 mit Blick auf den Stellenwert der Massenkommunikation in Sozio-
logie und Politikwissenschaft gebrauchten. Was die institutionelle Verankerung 
politischer Kommunikation in der deutschen Politikwissenschaft anbelangt, dürf-
te diese Einschätzung auch gegenwärtig noch weithin zutreffen. Statt als Unter-
fall der politischen Soziologie sollte politische Kommunikation als wesentliche 
Dimension bzw. als „zentraler Operationsmodus“ (Marcinkowski) in allen Teil-
gebieten der Politikwissenschaft begriffen werden. 

Ganz im Gegensatz zur zögerlichen Etablierung der politischen Kommuni-
kation im universitären Bereich hat der Arbeitsmarkt für Absolventen mit sozial- 
und insbesondere kommunikationswissenschaftlichen Kompetenzen in den un-
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terschiedlichsten gesellschaftlichen und politischen Tätigkeitsfeldern eine enor-
me Expansion erfahren. Für Politik- und Sozialwissenschaftler gelten inzwischen 
Zusatzqualifikationen gerade auch in Themenfeldern, mit denen sich politische 
Kommunikationsforschung beschäftigt, als berufs- und arbeitsmarktrelevant. 
Vielfach werden kommunikative Kompetenzen unter der Rubrik „Zusatzkompe-
tenzen“ und „Praxiserfahrung“ neben Sprachen, Auslandserfahrung, IT- und 
Multimediakenntnis verbucht. Inzwischen gilt als Binsenweisheit, dass bei Studie-
renden der politikwissenschaftlicher Studiengänge neben fundierten Kenntnissen in 
den Kernbereichen der Teildisziplinen des Faches auch Politikvermittlungskompe-
tenzen, also nähere Kenntnisse des Informations- und Medienmarktes, Erfahrungen 
mit Öffentlichkeitsarbeit und Medienpraxis einstellungsförderlich sind. Dies zei-
gen Arbeitsmarktanalysen ebenso wie vereinzelte Verbleibstudien von Absolven-
ten politik- und sozialwissenschaftlicher Studiengänge. In Zeiten, in denen Kom-
plexität und Vernetzung zunehmen, Politik national wie international zu einem 
schwer durchschaubaren Mehrebenengeschehen geworden ist, für dessen Durch-
dringung klassische Ordnungskonzepte und Modelle hierarchischer politischer 
Steuerung an Bedeutung verlieren, sind Kenntnisse über das Vermittlungssystem 
und kommunikative Fähigkeiten mehr denn je gefragt.  

Wer, in welcher Funktion auch immer, in politischen oder politiknahen Be-
rufen und Tätigkeitsfeldern erfolgreich sein will, muss über die Fähigkeit zur 
Politikvermittlung in öffentlichen wie diskreten Räumen verfügen. In der Spra-
che Max Webers: ‚Politische Kommunikation als Beruf‘ – auch und gerade jen-
seits der klassischen Medienberufe – wird überall dort, wo im engeren und wei-
teren Sinne Interessenvermittlung geleistet werden muss, zu einer expandieren-
den Branche werden. Damit ist nicht nur und auch nicht in erster Linie der politi-
sche Journalismus angesprochen. Vielmehr geht es um die vielen politischen und 
politiknahen Handlungsfelder, sei es im Rahmen der Presse- und Öffentlich-
keitsarbeit innerhalb politischer und gesellschaftlicher Institutionen, in Consul-
ting-, Marktforschungs- oder Marketingfirmen oder auch in wissenschaftlichen 
Instituten innerhalb und mehr noch außerhalb von Universitäten. Insofern gibt es 
auch aus arbeitsmarktspezifischen Gesichtspunkten genügend Gründe, sich für 
eine stärkere universitäre und innerdisziplinäre Etablierung von Elementen der 
Theorie und Praxis politischer Kommunikation zu engagieren.  
 
 
1.3 Sozialtechnologische Kurzschlüsse politischer 

Kommunikationsforschung 
 
Über die Forderung nach einer besseren professionsinternen Verankerung der 
politischen Kommunikation hinaus, gilt es auch auf besondere wissenschaftliche 
Vorlieben und Defizite der politischen Kommunikationsforschung hinzuweisen; 
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Defizite, die mit ursächlich dafür sein dürften, dass sich politische Kommunika-
tion als Forschungsgegenstand innerhalb der deutschen Politikwissenschaft nach 
wie vor noch nicht befriedigend hat etablieren können. So ist die politische 
Kommunikationsforschung in hohem Maße aktualitätsorientiert. Die starke Fi-
xierung auf die medienöffentlich dauerpräsente Politikprominenz und damit 
verbundene Personalisierungsvorstellungen verkürzen vielfach das insgesamt 
komplexere politische und gesellschaftliche Handlungsfeld. Im besonderen Inte-
resse für das Bildmedium Fernsehen geht bisweilen die nach wie vor große Be-
deutung der meinungsführenden, zunehmend aber auch der Boulevardpresse 
unter. Eine Sichtweise schließlich, die auf Amerika(nisierung) als Modernisie-
rungsvorreiter politischer bzw. unpolitischer Kommunikation setzt, unterstützt 
nicht selten die Neigung zur vorschnellen Übertragung US-amerikanischer Ent-
wicklungen auf die anders gelagerten politisch-kulturellen und politisch-
institutionellen Verhältnisse europäischer Demokratien. Zwar verwundert nicht, 
dass Wahlkämpfe und Kampagnen seit jeher ein bevorzugtes wissenschaftliches 
Beobachtungsfeld politischer Kommunikationsforschung waren und sein müs-
sen, zumal es dazu eine hohe Nachfrage von Seiten investitionsbereiter Interes-
senten gibt. Dennoch führt die besondere Vorliebe für die kommunikative Son-
dersituation von Medienwahlkämpfen und -kampagnen, die gleichsam nur den 
Medien-Event-Ausschnitt von Politik in den Blick nimmt, zu einer ‚amputierten‘ 
Wahrnehmung politisch-kommunikativer Wirklichkeit. 

Natürlich kann die folgende tabellarische Übersicht (vgl. Tab. 1) eine sys-
tematische und methodisch abgesicherte Einzelwürdigung der zahlreichen wis-
senschaftlichen Anstrengungen in der politischen Kommunikationsforschung, 
ihrer theoretischen Ansätze, methodischen Designs, Ergebnisse und Prognosen 
nicht ersetzen. Und für jede kritisch angemerkte Forschungsperspektive ließe 
sich gewiss die eine oder andere gelungene Studie anführen, die als ‚Gegenbe-
weis‘ herhalten könnte. Dennoch kann die pointierende Zusammenstellung einen 
Überblick über Forschungsschwerpunkte geben. Sie macht die in der öffentli-
chen Wahrnehmung und Instrumentalisierung, bisweilen aber auch in der Wis-
senschaft selbst zu beobachtende Neigung zu sozialtechnologischen Kurzschlüs-
se deutlich. Zugleich soll sie zu einer kritischen Auseinandersetzung mit der 
Frage anregen, welchen Weg die politische Kommunikationsforschung in der 
Politikwissenschaft einnehmen kann bzw. einnehmen sollte.  

Insgesamt hat sich trotz aller Fortschritte wenig an einem schon früh be-
klagten Befund (vgl. Kaase/Langenbucher 1986: 14) geändert: Nach wie vor gibt 
es einen „starken Überhang kommunikationswissenschaftlicher Mikroansätze 
auf Kosten von Wissen über die strukturelle Wirkung der Massenmedien auf die 
Demokratie“ (Saxer 1998: 23; Marcinkowski 2007: 97f.). Vor allem bei der 
öffentlichen Verwertung wissenschaftlicher Befunde ist die verbreitete Tendenz 
erkennbar, mikroskopische Diagnosen zur politischen Kommunikation in zum 
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Teil spekulativer Weise makroanalytisch (ggf. noch politisch-prognostisch) zu 
verwerten (Kaase 1998b: 103). Nicht selten drängt sich der Eindruck auf, die 
politische Kommunikationsforschung bewege sich auf schmalen Pfaden zu wei-
ten Horizonten, neige zu großen Aussagen auf der Basis von kleinen For-
schungsdesigns. Dabei gilt das auch in anderen Feldern der politischen Soziolo-
gie beklagte Defizit an Langzeitstudien, die bekanntermaßen teuer sind und da-
mit weder zu den kurzfristigen Verwertungsinteressen externer Auftraggeber 
passen, noch in eine insgesamt immer noch kurzatmige Forschungsförderungs-
praxis. Das ist allerdings kein spezielles Problem der politischen Kommunikati-
onsforschung, sondern gilt für weite Teile der empirischen Sozialforschung auch. 

Ziemlich zahlreich sind inzwischen die punktuellen Analysen und mikro-
skopischen Detailbeobachtungen und -befunde etwa zur Inszenierung von Poli-
tik, aus denen dann langfristige Prognosen zur Entwicklung des Systems oder 
der Demokratie, nicht selten verbunden mit Demokratieverfallsprognosen und 
Untergangsdiagnosen, erstellt werden (vgl. Tabelle 1).  

Leidet die politische Kommunikationsforschung nicht an einer Art kurzsich-
tiger Weitsichtigkeit, wenn es um die Einschätzung der politischen Folgen der 
Mediatisierung oder besser Medialisierung von Politik geht? Vor allem aber 
stellt sich die Frage, ob die nahezu exklusive Konzentration politischer Kommu-
nikationsforschung auf Massenkommunikation nicht zu einer Vernachlässigung 
verbreiteter alltagspraktischer Kommunikationstechniken und -gewohnheiten 
führt. Gemeint ist damit nicht nur das Problem, dass die Grenzen zwischen Indi-
vidual- und Massenkommunikation mit wachsender Bedeutung der Internetnut-
zung und auch mit dem Handy als schnellem Abstimmungs- und Verständi-
gungsmedium in der politischen Kommunikation zunehmend verschwimmen. 
Gemeint ist damit auch, dass die Konzentration von politischer Kommunikation 
allein auf den öffentlich sicht-, hör- und lesbaren Teil des politischen Gesche-
hens nur einen Ausschnitt des politischen Geschehens beleuchtet, der unter dem 
Gesichtspunkt demokratischer Legitimation allerdings von besonderer Bedeu-
tung ist (vgl. Kap. 5 in diesem Band). Deshalb ist einer politikwissenschaftlich 
akzentuierten politischen Kommunikationsforschung generell eine stärkere Be-
achtung politisch-institutioneller Kontexte zu empfehlen. 
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Tabelle 1: Forschungsperspektiven und Kurzschlüsse politischer 
Kommunikationsforschung 

Forschungs-
perspektiven 

Schwerpunkte Kurzschlüsse 

Aktualitätszentrierte 
Perspektive 

Gegenwartsorientierung unter 
Vernachlässigung der Prozessdi-
mension von Politik 

Gegenwartsfixierte Kurz-
schlüsse und Zukunftspro-
jektionen 

Prominenzfixierte 
Perspektive 

Personalisierung medienvermittel-
ter Politik auf die medienpräsente 
Politprominenz  

Handlungstheoretische 
Kurzschlüsse  

Fernsehfixierte 
Perspektive 

Reduktion politisch-
kommunikativer Wirklichkeit auf 
das Fernsehbild von Politik 

Bildfixierte Kurzschlüsse 
und Vernachlässigung der 
meinungsführenden Print-
medien 

Empirisch-
reduktionistische 
Perspektive 

Konzentration auf die Beschrei-
bung und Analyse von Akteursver-
halten  

Mikrospezifische Kurz-
schlüsse bei gleichzeitiger 
Vernachlässigung institu-
tioneller und normativer 
Fragen  

Amerikazentrierte 
Perspektive 

Amerika(nisierung) als 
Modernisierungsvorreiter 
(un)politischer Kommunikation 

Reduktion auf den Game-
Charakter von Politik u. 
vorschnelle Übertragung 
amerikanischer 
Entwicklungen auf 
europäische     De-
mokratien Wahlkampfzentrierte 

Perspektive 
Wahlkampf als Prototyp von 
politischer Kommunikation und 
von Politik überhaupt 

Reduktion von Politik auf 
die kommunikative Son-
dersituation moderner 
Medienwahlkämpfe 

Kampagnenzentrierte 
Perspektive 

Politik als medienöffentliche 
Kampagne 

Reduktion von Politik auf 
kampagnenöffentliche 
„Darstellungspolitik“ und 
Vernachlässigung von 
kommunikationsrelevanten 
Fragen in der               
„Entscheidungspolitik“ 

Instrumentelle  
Perspektive 

Interesse für medientechnologi-
sche Innovationen, Instrumente 
und Strategien 

Technikfixierte Kurz-
schlüsse, Vernachlässi-
gung herkömmlicher 
politisch-institutioneller 
Strukturen und politischer 
Verhaltensweisen 
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1.4 Politische Kommunikation im institutionellen Kontext:  
Für eine „Kontextualisierung“ der politikwissenschaftlichen 
Kommunikationsforschung 

1.4 Politische Kommunikation im institutionellen Kontext 
Politische Kommunikation findet nicht im Labor statt, sondern in konkreten 
historisch-politischen Situationen, in kaum wiederholbaren Akteurskonstellatio-
nen und unter spezifischen institutionellen Kontextbedingungen. Worauf zielt 
nun das Plädoyer für eine ‚Kontextualisierung‘ im Sinne eines ‚institutional turn‘ 
politikwissenschaftlich akzentuierter politischer Kommunikationsforschung? Es 
zielt auf die Überwindung einer systematischen Unterschätzung der Eigenlogik 
des Politischen, genauer des Politisch-Institutionellen und einer Überschätzung 
der medialen Logik. Damit wird ein deutlicher Gegenakzent gesetzt zu der ver-
breiteten These, dass die moderne Mediengesellschaft zwangsläufig Medienge-
winne und Institutionenverluste produziere. Die ebenso populäre, wie viel zitier-
te Formel hat wichtige Anstöße gegeben und erscheint sicherlich aus einer vor 
allem kommunikationswissenschaftlichen Sicht auch hoch plausibel (vgl. Jarren 
1994c). Insgesamt aber begünstigt sie eine Neigung, zentrale politikwissen-
schaftliche Problemstellungen aus den Augen zu verlieren und politisch-mediale 
Entwicklungen mehr oder weniger isoliert von politisch-institutionellen und 
politisch-kulturellen Kontexten zu betrachten.  

Demgegenüber findet zu wenig Beachtung, dass es eine Eigenlogik des Po-
litischen gibt, die nicht in der Medienlogik gänzlich aufgeht. Der vermittelte 
Eindruck, alles löse sich in einer Art universaler, medialer „Transformation 
desPolitischen“ (Meyer 1994) auf, täuscht über faktische politisch-institutionelle 
und politisch-kulturelle Widerständigkeit gegen Medialisierungsprozesse hinweg 
und verkürzt Politik auf den ‚sichtbaren‘ Ausschnitt einer mehr oder weniger 
spaktakulären „Darstellungspolitik“ (vgl. Kap. 7 in diesem Band). Dies könnte 
auch eine Folge der Tatsache sein, dass die politische Kommunikationsforschung 
allzu oft den schwankenden Aufmerksamkeitszyklen der Medienberichterstat-
tung folgt. Gibt es in kommunikationsspezifischer Hinsicht nicht zahlreiche 
Non-Issues, ebenso wie medial ausgeblendete, gleichwohl relevante Akteure und 
Akteursgruppen? Und finden nicht spezifische Formen von Kommunikation im 
politischen Prozess auch außerhalb der medial beachteten Problemfindungs-, 
Problemdefinitions- und Entscheidungsphasen statt? 

Nun ist die Konzentration des Interesses auf Ausschnitte medienvermittelter 
politischer Kommunikation gewiss auch eine mehr oder weniger zwangsläufige 
Folge funktionaler Differenzierung, in der Politik ebenso wie in der Wissenschaft. 
Politische Kommunikation und politische Kommunikationsforschung haben einen 
Professionalisierungsprozess durchlaufen. Und es ist kaum zu bestreiten, dass die 
beiden Kommunikationswelten „Darstellungspolitik“ und „Entscheidungspolitik“ 
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(vgl. Korte/Hirscher 2000; Sarcinelli 1987b: 66 sowie Kapitel 7 in diesem Band) 
auseinander driften.  

Der Aufmerksamkeitswettbewerb verselbständigt sich mehr und mehr ge-
genüber dem politischen Entscheidungshandeln. Politische Kommunikation 
mutiert zu „einem zentralen strategischen Spiel“ (Münch 1995: 83), zu einer 
Sozialtechnik, die sich als Teilsystem innerhalb des politischen Systems ausdif-
ferenziert hat – mit steigenden Investitionen in die zunehmend ingenieurhafte 
Planung von Sichtbarkeit und Darstellungskompetenz. Mit diesem Teilsystem 
der Politikvermittlung hat sich die politische Kommunikationsforschung beson-
ders intensiv beschäftigt, allerdings vielfach ziemlich isoliert, kontextfern, losge-
löst von politisch-strukturellen und politisch-kulturellen Rahmenbedingungen. 
Das hat dann zu so manchen Perspektivenverengungen in der politischen Kom-
munikationsforschung geführt, mit fragwürdigen Hypothesen, die es aufgrund 
empirischer Befunde nach und nach zu relativieren, wenn nicht sogar grundsätz-
lich in Frage zu stellen gilt. Dazu sind vom Verfasser verschiedentlich schon 
kritische und auch selbstkritische Anmerkungen gemacht und viel zitierte Thesen 
zum Wandel des politischen Systems relativiert worden (vgl. Sarcinelli 2002c; 
2002d; 2002e; Sarcinelli/Schatz 2002). Umso mehr spricht deshalb für das Plä-
doyer zu einer ‚Kontextualisierung‘. Denn der Handlungsspielraum für politische 
Kommunikation ist zwar nicht politisch-institutionell oder politisch-kulturell 
determiniert. Er ist aber pfadabhängig und von der Eigenlogik der jeweiligen 
institutionellen Bedingungen mehr beeinflusst, als dies in vielen Arbeiten der 
politischen Kommunikationsforschung zum Ausdruck kommt. Das lässt sich für 
verschiedene Themenbereiche, die in diesem Band zum Teil auch angesprochen 
werden, näher verdeutlichen: etwa für die Kommunikationsverhältnisse im Kon-
text von Parteien, Parlament und Regierung, für das Kommunikationsverhalten 
eines Bundeskanzlers oder eines Bundespräsidenten. Für alle diese institutionel-
len Kontexte kann gezeigt werden, dass unterstellte Wandlungs- und Transfor-
mationsprozesse viel voraussetzungsvoller sind, keineswegs linear und auf allen 
Ebenen in gleicher Weise ablaufen und dass die institutionelle Eigenlogik und 
nationale – oft auch regionale – politisch-kulturelle Faktoren politische Kommu-
nikation fördern oder behindern können, in jedem Falle aber stark beeinflussen.  

Nicht dass es nicht lohnte, sich mit medialer Politikdarstellung kritisch aus-
einander zu setzen. Notwendig sind jedoch ein längerer Atem und komplexere 
Forschungsdesigns, in denen Binnen- und Außenbereiche des politischen Ge-
schehens, Entscheidungs- und Darstellungspolitik stärker miteinander verknüpft 
und durch das Wechselspiel (vgl. die gestrichelten Pfeile in Abb. 1) zwischen 
vertraulichen, halböffentlichen und öffentlichen Formen politischer Kommunika-
tion in den Blick genommen werden (vgl. Jarren/Sarcinelli 1998: 19).  
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1.5 Forschungspraktische Konsequenzen  
 
Vorschlag 1: Theoriearbeit leisten. Die Unsicherheit über den Gegenstandsbe-
reich und die spezifisch politikwissenschaftlichen Problemstellungen in der poli-
tischen Kommunikationsforschung hängen auch mit grundsätzlichen Theorie-
problemen zusammen. Sieht man einmal von einflussreichen Essays ab, sucht 
man in der Politikwissenschaft vergeblich nach größeren demokratie- und gesell-
schaftstheoretischen Entwürfen, die der Bedeutung von Kommunikation Rech-
nung tragen. Es gibt keine spezifisch politikwissenschaftliche Theorie von Öf-
fentlichkeit, ‚Mediengesellschaft‘ oder ‚Mediendemokratie‘, die etwa den Rang 
von Karl W. Deutschs Klassiker „Politische Kybernetik“ (1973) oder Ernst 
Fraenkels von neopluralistischem Denken inspiriertes Kapitel über Öffentlichkeit 
und parlamentarische Demokratie in seinem Klassiker über „Deutschland und 
die westlichen Demokratien“ (Fraenkel 1991) erreicht. Es bedarf theoretischer 
Klärungen, was die zentralen demokratietheoretischen Bezugsgrößen unseres 
Systems anbelangt. So müssen „Repräsentation“, „Pluralismus“, „Legitimtität“, 
„Responsivität“ oder „Vertrauen“, um nur einige Beispiele zu nennen, heute 
anders definiert werden als zu Zeiten, als Nachrichten noch mit der Postkutsche 
befördert wurden, als es nur einen öffentlich-rechtlichen Rundfunk und eine 
politische Richtungspresse gab. Die meisten der theoretischen und konzeptio-
nellen Arbeiten stammen von Soziologen und sind überwiegend systemtheore-
tisch ‚kontaminiert‘ (vgl. z.B. Münch: 1991 und 1995; Gerhards/Neidhardt 
1990). Nur weniges ist auf eine politikwissenschaftliche Gesamtschau hin ange-
legt (vgl. Beierwaltes 1999). Das alles ist nützlich, analytisch hilfreich. Was 
jedoch fehlt, ist eine politikwissenschaftliche Theorie der Interessenvermittlung, 
die anschlussfähig ist an klassische Ansätze des Pluralismus, Korporatismus und 
aktuell mehr und mehr auch der Lobbyismusforschung.  

Eine solche Theorie muss den spezifischen Stellenwert von Kommunikation 
in der politischen Willensbildung und Interessenvermittlung unter den Bedingun-
gen moderner Mediengesellschaften reflektieren. Sie sollte vor allem aber einen 
anspruchsvollen Rahmen bieten für die stärkere Verknüpfung von Binnen- und 
Außenkommunikation in den verschiedenen institutionellen Kontexten und Politik-
feldern. Notwendig ist ein plausibler Theorierahmen für das Spannungsverhältnis 
zwischen „drinnen“ und „draußen“, zwischen dem medienöffentlichen Bild einer 
Mehrheits- oder Wettbewerbsdemokratie einerseits und der politischen Alltagsrea-
lität einer Verhandlungsdemokratie andererseits. Und in diesem Theorierahmen 
zur Politikvermittlung in der Mediengesellschaft muss der Stellenwert zentraler 
demokratietheoretischer Bezugsgrößen ausbuchstabiert und dann auch empirisch 
überprüft werden (vgl. dazu auch Jarren/Sarcinelli/Saxer 1998: 253-311).  

Vorschlag 2: Die institutionellen Kontexte ernst nehmen. Dass das öffentliche 
Erscheinungsbild politischer Akteure so ist, wie es ist, dass und warum es sich in 
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der Mediengesellschaft wandelt, vielleicht aber auch bei näherer Betrachtung gar 
nicht so sehr wandelt, ist nur zu würdigen, wenn die spezifischen institutionellen 
Kontexte und amtsspezifischen Gegebenheiten berücksichtigt werden. Das betrifft 
auch politikfeldspezifische Besonderheiten im Zusammenhang mit politischer 
Kommunikation. So geht der von Renate Mayntz und Fritz Scharpf entwickelte 
Ansatz des „akteurszentrierten Institutionalismus“ von der Annahme aus, „daß 
soziale Phänomene als das Produkt von Interaktionen zwischen intentional han-
delnden – individuellen, kollektiven oder korporativen – Akteuren erklärt werden 
müssen. Diese Interaktionen werden jedoch durch den institutionellen Kontext, in 
dem sie stattfinden, strukturiert und ihre Ergebnisse dadurch beeinflußt“ (Scharpf 
2000: 17). Institutionen sind nicht starr, beeinflussen zwar das Handeln von Akteu-
ren, determinieren es aber nicht. Sie lassen indessen dem jeweiligen Amtsinhaber, 
Mandatsträger etc. einen „Handlungskorridor“ (Mayntz/Scharpf 1995: 52). Institu-
tionen reduzieren, so Fritz Scharpf, empirische Vielfalt. Sie bestimmen „die Präfe-
renzen der Akteure im Hinblick auf die möglichen Optionen“ (Scharpf 2000: 79).  

Zu den maßgeblichen Institutionen gehören nicht nur Normen der Verfas-
sung, die politischen Institutionen im engeren und weiteren Sinne, die politische 
Kultur u.a.m. Institutionelle, kontextrelevante Verfahrensregeln berücksichtigen 
heißt auch, stärker den Prozesscharakter politischer Kommunikation in den Blick 
nehmen und genauer zwischen den politischen Ebenen zu differenzieren. Statt-
dessen ist festzustellen: Politische Kommunikation ist nicht nur prominenzlastig, 
sondern auch bundeslastig. Bisweilen erscheint sie – trotz bundesstaatlicher 
Ordnung – als ein zentralistisches Phänomen. Die Kommunikationsbedingungen 
für politische Akteure und Institutionen sind aber auf den verschiedenen Ebenen 
durchaus different. Man vergleiche nur das Kommunikationsverhalten eines 
Bundeskanzlers mit dem so mancher Ministerpräsidenten in ihren jeweiligen 
Bundesländern (vgl. z.B. Mielke 2003 und 2005). Mit der Konzentration auf 
Bundespolitik ergeben sich deshalb viele blinde Flecken in der politischen 
Kommunikationsforschung. 

Vorschlag 3: Die vergleichende Perspektive beachten. In der Wahlkampffor-
schung lässt sich sehr schön zeigen, wie stark die Konzentration auf das Instrumen-
telle, auf die gleichsam technische Seite der politischen Kommunikation, aber auch 
auf das Tagesaktuelle immer wieder zu problematischen Analogieschlüssen und zu 
Übertreibungen führt. Die Berücksichtigung und vergleichende Betrachtung der 
konstitutionellen, politisch-institutionellen und politisch-kulturellen Kontextbedin-
gungen kann vor vorschnellen Übertragungen bestimmter Kommunikationsmuster, 
Wirkungsannahmen etc. bewahren (vgl. Pfetsch 2003; Esser/Pfetsch 2003; Donges 
2005; Blum/Meier/Gysin 2006; Filzmaier/Plaikner/Duffek 2007). 

Die Notwendigkeit zu einer verstärkt vergleichenden Betrachtung gilt nicht 
nur synchron über die Grenzen politischer und gesellschaftlicher Systeme hin-
weg, sondern auch diachron. Beispielhaft dafür ist etwa die verbreitete These 
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zunehmender Personalisierung in Wahlkämpfen. Natürlich hat sich hier einiges 
verändert, was mit der Rolle des Fernsehens und einem verschärften Aufmerk-
samkeitswettbewerb zu tun hat. Aber personalisiert waren alle Bundestagswahl-
kämpfe. Kandidatenduelle hat es auch früher schon gegeben, auch wenn sich 
Plattformen, Formate und Wirkungsweisen geändert haben. Der Vergleich über 
eine Zeitreihe hinweg ist natürlich mühsam, forschungspraktisch schwierig, aber 
dennoch ratsam und aufschlussreich, weil er vor so mancher aufgeregten Ein-
schätzung vermeintlich dynamischer Veränderung schützt. 

Vorschlag 4: Kommunikationsspezifische Politikfeldanalyse betreiben. Im 
Fokus der Öffentlichkeit sind nur wenige Politikfelder und diese in sehr unter-
schiedlichen Aufmerksamkeitszyklen. Es gibt aber kaum politikwissenschaftli-
che Fallstudien, die Informationen über policy-spezifische Kontextbedingungen 
für politische Kommunikation enthalten. Auch hier gilt es auf die Pfadabhängig-
keit von Problemlösungsansätzen sowie Interessenvermittlungs- und Entschei-
dungsstrukturen und -kulturen zu achten. Dass hierzulande beispielsweise ge-
sundheitspolitische Fragen so kommuniziert werden, wie das in den vergangenen 
Jahren der Fall war, hat nicht nur mit aktuellen politischen Mehrheitsverhältnis-
sen, sondern auch mit institutionellen Vetospielern, mit langjährig erfolgreichem 
Lobbyismus und nicht zuletzt mit den politisch-kulturellen Bedingungen einer 
spezifisch deutschen wohlfahrtsstaatlichen Tradition zu tun. In der Außenpolitik 
oder in der Innen- und Rechtspolitik gelten wiederum ganz andere Kontextbe-
dingungen für politische Kommunikation.  

Notwendig erscheint eine Selbstverständigung über den spezifisch politik-
wissenschaftlichen Beitrag zur politischen Kommunikationsforschung. Dabei 
kann es nicht darum gehen, neue Schranken zwischen den sozialwissenschaftli-
chen Disziplinen aufzurichten. Der Erfolg der politischen Kommunikationsfor-
schung ist und bleibt in hohem Maße ein Erfolg der „Versozialwissenschaftli-
chung“ dieses Problemfeldes. So wie für die Soziologie, Publizistik- und Kom-
munikationswissenschaft oder auch die Psychologie sollte allerdings auch für die 
Politikwissenschaft deutlich werden, welchen spezifisch politikwissenschaftli-
chen Beitrag sie zum Verständnis und zur Erklärung politischer Kommunikati-
onsverhältnisse leisten kann bzw. müsste. 
 


